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Zahl judicieller und ſtaatswiſſenſchaftlicher Staatsprüfungen, nur in Krakau 


E * 2 ＋ 1 r 
Inhalt. haben wir eine Zunahme in beiden Kategorien und in Lemberg nehmen 
Die Prüfungen an den öſterreichiſchen Univerſitäten im Jahre die Promotionen beträchtlich und auch die Rigoroſen etwas ab, die 
1872. III. a Staatsprüfungen aber nur unmerklich zu. ü 
Mittheilungen aus der Praxis: Im Decennium 1861-1870 betrugen die Reprobationen bei 


Zur Frage, ob das Gemeinde⸗Armeninſtitut einen geſetzlichen Anſpruch auf den Bezug ſämmtlichen juridiſchen Staatsprüfungen durchſchnittlich 12 pCt., und 

der in der Kirche für die Armen geleiſteten Opfergelder habe. 8 zwar 16½ pCt. bei der rechtshiſtoriſchen, 9 pCt. bei der judiciellen, 
Ueber das Verhältniß der Regierung gegenüber von Wahlverificationen durch Ge⸗ 6˙3 bei der ſtaatswiſſenſchaftlichen Abtheilung. Seit dem Jahre 1866 
Er en war das Contingent der Reprobirten fortwährend kleiner geworden, 
Sn 11 176 9 1871 ſank es endlich bis auf 8¼ pCt., dies alles vorzüglich durch 
. die bedeutende Abuahme in der rechtshiſtoriſchen Abtheilung. 1872 
rledigungen. hat nun ein Umſchwung ſtattgefunden, die Reprobationsziffer hat fid 
auf 9:7 pCt. gehoben, und zwar durch Erhöhung in allen drei Ab⸗ 
theilungen (10.5, 87, 5°4 fteigen zu 11˙8, 92, 5°6 pCt. auf). Ver⸗ 
folgen wir dieſe Erſcheinung in das Einzelne. Es gibt ſechs 
Prüfungscommiſſionen mit drei, eine mit zwei Abtheilungen (Zara, 
die rechtshiſtoriſche Abtheilung fehlt daſelbſt), ſomit im Ganzen zwanzig 
Abtheilungen. Von dieſen zwanzig haben nur fünfzehn Reprobationen 
geſehen, in Zara kommen ſie in beiden Abtheilungen nicht vor, deß⸗ 
gleichen in den correſpondirenden von Innsbruck, dann fehlen ſie in 
dem ſtaatswiſſenſchaftlichen Examen zu Krakau. Krakau und Zara find 
dem Vorjahre treu geblieben, in Innsbruck dagegen iſt die Milde der 
judiciellen und politiſchen Abtheilung um ſo auffälliger, als die rechts⸗ 
hiſtoriſche daſelbſt mehr Opfer verlangt als irgendwo anders, 23 pCt. 
verunglückten nämlich durch letztere in dieſem Jahre, ſomit weit mehr 
als in Graz (faſt 15 pCt.), Krakau (faſt 13), Prag (12), Lemberg 


Die Prüfungen an den öſterreichiſchen Hniverfitäten 
im Zahre 1872. 

IH. 

Die juridiſchen Staatsprüfungen gleihwie die Prüfungen für 

das Gymnaſiallehramt zählen eigentlich nicht zu den Acten der Uni⸗ 
verſität als ſolcher, des engen Zuſammenhanges wegen, in dem ſie mit 


dem ordentlichen Univerſitätsſtudium ſtehen, ziehen wir ſie aber doch zur 
Unterſuchung heran. 


Juridiſche Staatsprüfungen 1872. 


Rechts⸗ 18 Staaks⸗ (faſt 12), Wien (faſt 10), alles radicale Veränderungen gegen das 

hiſtoriſche ur wiſſenſchaftliche un Vorjahr. Innsbruck, Graz, und Krakau ſind durch Sede ihrer 

Prüfungs-. 2 5 ‚ 7 Reprobationen bei der rechtshiſtoriſchen Prüfung an die erſte Stelle 
commiſſion 2 = = gekommen, Lemberg ift vorgerückt, nur Prag und Wien weiſen nahezu 
& = 5 oder ganz die früheren Verhältnißzahlen auf. In der judiciellen Ab⸗ 

Se EI A er 150 0 N wenn wo von dem gar nicht reprobirenden Innsbruck 

a i 5 R und Zara abſieht, die Verſchiedenheiten zwiſchen den einzelnen Com⸗ 
on 8 aM 2 > 2 20 | miſſionen etwas weniger bedeutend. Wien ſteht obenan mit faſt 13 pCt., 
Innsbruck.. 26 6 27 — s Graz ift von der eriten Stelle auf die zweite herabgedrückt (10 ftatt 
nu... 182 22 | 110 9 13), Prag auf die dritte (8 ſtatt 12°/,), Krakau und Lemberg ftehen 
5 5 551 9 + N wie früher zuletzt, haben aber ihren Percentſatz erhöht (von 4 bis 
Jard = n 16 gegen 7), Wien vor allen, dann Krakau und Lemberg tragen ſomit 
umme 846 | 1007 522 | 48 die Schuld an der Vergrößerung des Reprobationsdurchſchnitts. 


Von den ſieben ſtaatswiſſenſchaftlichen Commiſſionen reprobirten 
1872, wie geſagt, nur vier. Wien, Graz, Prag, Lemberg; 1871 
thaten es fünf, nämlich die genannten und Innsbruck. Wenn trotz⸗ 
dem das Mittel der Reprobationsziffer etwas zugenommen hat, fo 
muß die Quote einiger Orte eine deſto beträchtlichere ſein. Dies iſt 
in Prag und Lemberg der Fall (4˙2 und 6˙4 ſtatt 2˙4 und 2°8), 
Wien hingegen hat ſich nicht verändert, Graz iſt von der erſten auf 


Im Decennium 1861—1870 wurden jährlich im Mittel 1302 
Staatsprüfungen abgelegt, 1871 ſchon 1475, 1872 noch mehr, nämlich 
1741, ein auffälliger Gegenſatz gegen die juridiſchen Promotionen, 
welche fich, wie wir conſtatirt, ſeit mehreren Jahren in fortwährender 
Abnahme befinden, ein Gegenſatz, welcher auch zwiſchen den Promo⸗ 
tionen und der Summe der judictellen und ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Staatsprüfungen aufrecht bleibt, denn das Wachsthum der letzteren die zweite Stelle gewichen. Wie im Vorjahre ſtimmen ſomit die Abtheilungen 
beziffert ſich mit 667, 795, 895. Ueberall, wo wir im letzten Jahre eine. derſelben Prüfungscommiſſion in ihren Reſultaten keineswegs überein. 
Verminderung der Promotionen haben, begegnen wir einer Vermehrung der Selbſt Wien, das allein eine Gleichmäßigkeit aufwies, hat dieſelbe durch den 
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Reprobationszuwachs der judiciellen Abtheilung verloren, nur zwiſchen 
der rechtshiſtoriſchen und ſtaatswiſſenſchaftlichen beſteht daſelbſt noch 
einige Analogie ſowie in Lemberg, Innsbruck und Zara bei der ju⸗ 
diciellen und politiſchen eine vollſtändige Congruenz. Ebenſo haben 
dieſelben Abtheilungen in verſchiedenen Städten ſehr verſchiedene Er⸗ 
ſcheinungen. Lemberg und Krakau ſtimmen in der erſten und zweiten 
Staatsprüfung ziemlich überein, Prag mit beiden polniſchen Com⸗ 
miſſionen in der rechtshiſtoriſchen, ſonſt aber überall ein buntes Durch⸗ 
einander. Nur das Eine kehrt bis auf Wien überall wieder, daß die 
erſte Staatsprüfung die meiſten, die dritte am wenigſten Opfer heiſcht. 

Wie ſtellt fich nun das Ergebniß der Staatsprüfungen zu dem 
der Rigoroſen? Um dies zu erheben, müſſen wir wie im Vorjahre 
die judiciellen und ſtaatswiſſenſchaftlichen Staatsprüfungen promiscue 
mit den Rigoroſen vergleichen, da einerſeits das rechtshiſtoriſche Exa⸗ 
men von noch nicht abſolvirten Rechtshörern abgelegt wird, anderer⸗ 
ſeits rückſichtlich der einzelnen Rigoroſen in dem ſtatiſtiſchen Jahr⸗ 
buche keine Scheidung Anwendung findet. 

Im Jahre 1872 wurden 895 Staatsprüfungen der judiciellen 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Abtheilungen gemacht, davon 69, d. i. 
7•7 pCt., mit ungünſtigem Erfolge, indem Wien von feinen Candi⸗ 
daten 11 pCt., Graz 9, Prag und Lemberg 6, Krakau 4½, Inns⸗ 
bruck ſowie Zara 0 reprobirten. Wenn wir und nun erinnern, daß 
nach dem Durchſchnitt des vorigen Jahrzehnts das Verhältniß der 
Reprobationen bei den Rigoroſen und den entſprechenden Staatsprü⸗ 
fungen ſich mit 5˙6 pCt. zu 776 pCt. darſtellt und daß im Jahre 
1871 der Gegenſatz ſich noch ſchroffer mit ungefähr 3 und 7 pCt: 
markirt, während 1872 als die bezüglichen Zahlen 5 und 777 erſchei⸗ 
nen, ſo können wir Folgendes behaupten: Das Mißverhältniß in 
dem Erfolge der zwei letzten Staatsprüfungen und der Rigoroſen im 
Jahre 1871 hat im Ganzen einem dem Durchſchnitte des vorigen 
Jahrzehnts ähnlichen Zuſtande Platz gemacht, es verunglücken jetzt 
bei den erſteren nicht um 4, ſondern nur um 2¼ pCt. mehr Can⸗ 
didaten als bei den letzteren. Dieſes Mittel ſetzt ſich aber aus ſehr 
verſchiedenen Componenten zuſammen. In Innsbruck kennt man be⸗ 
kanntlich gar keine Opfer der letzten Staatsprüfungen, während die 
Rigoroſen deren nahezu 7 pCt. verſchlingen, und umgekehrt reprobirt 
Lemberg keine Doctoranden, während es über 6 pCt. der in Frage 
ſtehenden Staatsprüfungscandidaten fallen läßt. An den vier übrigen Uni⸗ 
verfitäten gehen zwar überall die Examinatoren der zweiten und dritten 
Staatsprüfung jenen der Rigoroſen an Strenge oder die Candidaten an Un⸗ 
wiſſenheit vor, jedoch in ſehr ungleichem Maße. In Wien iſt es nicht ſehr 
bedeutend der Fall (11 und 9 ¼ pCt.), Shen mehr in Prag (6 ⅛ und 4 ⅝), 
am auffälligſten aber in Krakau und namentlich in Graz (4'/ zu 2¾ 
und 9 zu 5¼). Stellt man die polniſchen Facultäten einerfeits, die 
deutſchen andererſeits in Rechnung, jo muß man ſagen, daß bezüglich 
dieſer Frage, bezüglich der Erfolge von Staatsprüfungen im Vergleich 
zu jenen der Rigoroſen, die Unterſchiede von Krakau und Lemberg 
bet Weitem nicht fo ſtark find als die Gegenſätze innerhalb der 
deutſchen Hochſchulen, namentlich zwiſchen Innsbruck und Graz. 

Zum Schluſſe noch einige Worte über die Prüfungen für das 
Gymnaſial⸗Lehramt; wir beſchränken uns hierbei auf Wien, Prag, 
Innsbruck, Lemberg, da die Daten für Graz im Jahrbuche fehlen, 
Krakau aber erſt in den Anfängen feiner Prüfungethätigkeit ſich bewegt. 


Prüfungen für das Gymnaſial-Lehramt 1872. 


Wien } Junsbruck rag Lemberg 4 Zuſammen 
Geprüfte. 93 33 72 17 215 
Reprobirte. 11 7 11 5 34 


215 Candidaten wurden geprüft, dagegen nur 184 im Vor⸗ 
jahre und nur 116 im Durchſchnitte des letzten Jahrzehnts, hier geht 
ſomit die Zunahme der Staatsprüfungen ſo ziemlich jener der Rigo⸗ 
rofen parallel. 34 Candidaten wurden reprobirt, oder nahezu 16 pCt., d. t. 
bedeutend weniger als das Mittel des vorigen Decenniums (24 pCt.), 
etwas weniger als im Vorjahre (18 ½ pCt.). Von ſämmtlichen Can⸗ 
didaten kommen auf Wien und Prag zuſammen nur mehr 77 PCt, 
nicht mehr 87 und 83 wie von 1861—1870 und im Jahre 1871. 
Können im nächſten Jahre noch Graz und Krakau in Rechnung 
gebracht werden, ſo muß ſich zudem eine weitere Ausgleichung un⸗ 
zweifelhaft herausſtellen, das Uebergewicht der beiden Hauptpflanzſtätten 
der Profeſſorenwelt an den öſterreichiſchen Gymnaſten wird ſomit durch 
das Emporarbeiten der kleineren Univerſitäten immer mehr geſchwächt. 
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Dem entſprechend iſt auch die verheerende Wirkung der Reprobationen 
in Wien und Prag vollſtändig geſchwunden; denn, wenn ſchon 1871 
ein großes Sinken der Percentziffer nachwies gegen das vorangegan⸗ 
gene Decennium, ſo ſind nunmehr Lemberg und Innsbruck den großen 
Commiſſionen an Todten ſogar weit voran (29 und 21 pCt. gegen 
12 und 15). 

Wie den juridiſchen Staatsprüfungen fo ſtehen den Lehramts⸗ 
prüfungen für Gymnaſien Rigoroſen zur Seite. Das Verhältniß derſelben 
iſt aber ein verſchiedenes, ſowohl rückſichtlich der Häufigkeit der Prüfungen als 
hinſichtlich der Zahl der Opfer. Nur 37 Doctoren der Philoſophie (an den 
vier bezüglichen Univerſitäten) ſtehen 181 approbirten Lehramtscandidaten 
gegenüber, während wir neben 352 von fämmtlichen Commiſſionen der drit⸗ 
ten Staatsprüfung approbirten Juriſten 186 Doctoren der Rechte finden, 
alſo dort ein Verhältniß von nahezu 1 zu 5, hier nicht einmal 1 zu 
2. Im Jus wie in der Philoſophie ſehen die Staatsprüfungen mehr 
Opfer als die Rigoroſen, in der Philoſophie iſt aber dies Mißver⸗ 
hältniß weit bedeutender als im Jus; denn bei den philoſophiſchen 
Rigoroſen verunglückten im Durchſchnitt des vorigen Jahrzehnts 
(allerdings an allen Univerſitäten) fo wie 1872 ungefähr 4½ PCt. 
und die vier fraglichen Commiſſionen der Gymnaſial⸗Lehramtsprüfung 
reprobirten 24 und 16 pCt., alſo drei⸗ bis viermal fo viele als die 
Senate der Rigoroſen, im Jus aber betrug der Unterſchied regelmäßig 
gegen 2 pCt. Nur im Jahre 1871 ſtanden ſich die Ergebniſſe in beiden Fa⸗ 
cultäten inſofern gleich, als bier wie dort bei den Staatsprüfungen 
das Doppelte des bei den Rigoroſen reprobirten Contingents verun⸗ 
glückte, 1871 repräſentirt aber einerſeits das Minimum andererſeits 
das Maximum. Hieraus erhellt wohl unzweifelhaft, wie verſchiedene 
Functionen Rigoroſen und Staatsprüfungen in der philoſophiſchen, 
wie ähnliche aber dieſelben in der juridiſchen Facultät erfüllen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, ob das Gemeinde⸗Armeninſtitut einen geſetzlichen An⸗ 
ſpruch auf den Bezug der in der Kirche für die Armen geleiſteten 
Opfergelder habe. 


Aus Anlaß der durch das ſchleſiſche Landesgeſetz vom 10. De⸗ 
cember 1869 durchgeführten Aufhebung der Pfarr⸗Armeninſtitute und 
Uebergabe ihres Vermögens an die Gemeinden hat das fürſtbiſchöf⸗ 
liche Generalvicariat zu T. im Jahre 1871 die Errichtung von kirch⸗ 
lichen Armencaſſen beſchloſſen und die diesfällige Vorſchrift dem un⸗ 
terſtehenden Klerus im Verordnungsblatte zur Darnachachtung mit⸗ 
getheilt. Nach dieſer Vorſchrift ſollen die kirchlichen Armencaſſen ge⸗ 
bildet werden: 1. Aus den an Sonn- und Feſttagen und bei anderen 
Veranlaſſungen für die Armen in der Kirche geleiſteten Opfergeldern; 
2. aus den für dieſen Zweck geſpendeten oder legirten Beträgen und 
3. aus Stiftungen. Ueber Anfrage des Landespräſidenten hat das 
Miniſterium des Junern demfelben mit Erlaß vom 4. Februar 1871, 
3. 1508 bedeutet, daß kein geſetzlicher Grund vorhanden ſei, der 
vom Generalvicariate in T. beabſichtigten Bildung von kirchlichen 
Armeninſtituten entgegenzutreten ). 

In einer Eingabe vom März l. J. nun hat der Gemeindevor⸗ 
ſtand von S. der Bezirkshauptmannſchaft angezeigt, daß der dortige 
Pfarrer die Ablieferung der Opfergang- und Kirchenbüchſengelder an 
die Armencaſſe verweigert und bat um Auskunft, ob der Pfarrer zu 
ſolchem Vorgehen herechtigt ſei. Das diesfalls vernommene Pfarramt 
gab unter Hinweiſung auf die vom Generalvicariate erhaltene Wei⸗ 
fung wegen Bildung von kirchlichen Armeneaſſen zu, daß es zur Er⸗ 
zielung dieſes Zweckes die wenigen in der Kirche eingegangenen Opfer⸗ 
gelder nicht mehr wie früher an die Gemeindearmencaſſe abführe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied hierauf, daß die an Sonn⸗ 
und Feſttagen, ſowie bei anderen Veranlaſſungen für die Armen in 
der Kirche geleiſteten Opfergelder, wie früher, dem Gemeinde⸗Ar⸗ 
menfonde in Abfuhr zu bringen ſind. 5 

Ueber den hierüber vom Pfarramte in S ergriffenen Recurs 
hat die Landesregierung die bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung 


Vergl. die Mittheilung in Nr. 28, S. 111 des Jahrganges 1871 dieſer 
Zeitſchrift. . 


aufgehoben und erkannt, daß die fraglichen Dpfergelder in die fir che 
liche Armencaſſe einzufließen haben, von der Erwägung ausgehend, 
daß die Gründung kirchlicher Armencaſſen gegen die Beſtimmungen 
des Landesgeſetzes vom 10. December 1869 nicht verſtößt, daher zu⸗ 
läſſig ſei, dann daß das Generalvicariat in ſeiner Vorſchrift über die 
Armencaſſen ausdrücklich beſtimmt habe, daß die an Sonn- und Feier⸗ 
tagen und bet anderen Veranlaſſungen für die Armen in der Kirche 
geleiſteten Opfergelder in die kirchlichen Armencaſſen zu fließen haben. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat die Gemeinde S. die Miniſterial⸗ 
beſchwerde eingebracht. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16 November 
1873, 8. 13.525 dem Recurſe der Gemeinde S. keine Folge gege⸗ 
ben, „weil das Gemeinde⸗Armeninſtitut in Gemäßheit des § 20 des 
ſchlefiſchen Landesgeſetzes vom 10. December 1869 in Verbindung 
mit Art. 15 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. 
Nr. 142, auf dieſe Gelder keinen geſetzlichen Anſpruch hat“. H. 


Ueber das Verhältniß der Regierung gegenüber von Wahlverifica⸗ 
tionen durch Gemeinderathskörper. 


In Nr. 13 des laufenden Jahrganges wurde die aufſchiebende 

Entſcheidung des Miniſteriums des Innern ddo. 13. September 1872, 
Zahl 11.717 in der Siſtirungsangelegenheit des Beſchluſſes des Ge⸗ 
meinderathes in Görz auf Annullirung zweier Wahlen im dritten 
Wahlkörper mitgetheilt, womit der Gemeinderath aufgefordert wurde, 
die Beweiſe, daß ſein, von der politiſchen Behörde ſiſtirter Beſchluß 
geſetzlich begründet ſei, in beſtimmter Weiſe darzulegen, und nach 
neuerlicher Berathung zur Entſcheidung vorzulegen. Der Görzer Ge⸗ 
meinderath faßte jedoch in der Sitzung vom 30. September 1872 
mit Stimmenmehrheit den Beſchluß, der obigen Aufforderung zur 
Darlegung der Beweiſe, als nicht opportun nicht Folge zu leiſten, 
ſondern den Magiſtrat zur allſogleichen Wiedervorlage der Aeten an⸗ 
zuweiſen. 
- Dieſer Beſchluß wurde damit begründet, daß nach § 42 des 
Gemeindeſtatutes nur dem Gemeinderathe allein das Recht zuſteht, 
die Wahl der eigenen Mitglieder zu verificiren, demnach auch allein 
zu prüfen und zu entſcheiden, ob gegen dieſe Verifictrung Anſtände 
beſtehen; daß es ferner bei dem Umſtande als das Geſetz dieſe An⸗ 
ſtände weder taxativ aufführt, noch die Art und Weiſe beſtimmt, wie 
deren Exiſtenz und Wichtigkeit zu prüfen fer, noch die Votauten ver⸗ 
hält, ihr Votum zu begründen, es gar nicht möglich ſei, die Gründe 
in erſchöpfender Weiſe darzuſtellen, aus welchen der Gemeinderath die 
fraglichen Wahlen zu veriſiciren nicht in der Lage war, und daß end⸗ 
lich bei dem Umſtande, als die eingebrachten Reclamationen nicht zu⸗ 
rückgewieſen ſind, angenommen werden muß, daß der eine oder der 
andere Grund derſelben, ja ſelbſt alle als bewieſen und als genug 
wichtig anerkannt worden ſind, um den Gemeinderath zu beſtimmen, 
dieſe Wahlen nicht zu verificiren. 

Das Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 
19. October 1872, Zahl 15.662 „in Erwägung, daß der Görzer 
Gemeinderath die Verificirung der im Monate Mai erfolgten Ergän⸗ 
zungswahlen nicht willkürlich, ſondern nur in dem Falle geſetzlich ver⸗ 
ſagen durfte, wenn dagegen begründete Anſtände erhoben wurden; in 
Erwägung, daß die gegen die Giltigkeit dieſer Ergänzungswahlen 
vorgebrachten Anſtände, nämlich Einſchüchterung der Wähler und 
Wahlſtimmenerkauf von dem zur Wahlhandlung abgeordneten l. f. 
Commiſſär als nicht thatſächlich begründet bezeichnet und vom Ge⸗ 
meinderathe ungeachtet der an ihn ergangenen Aufforderung, Beweiſe 
hiefür aufzubringen, durch nichts erhärtet wurden, daher als beſtehend 
nicht angenommen werden können, in Erwägung endlich, daß demnach 
die Ungiltigerklärung der fraglichen Wahlen geſetzlich nicht begründet 
war und 15 als eine Verletzung des Görzer Gemeindeſtatutes dar⸗ 
ſtellt“, die recurrirte Entſcheidung der Statthalterei vom 26. Juni 
1872 zu beſtätigen und den dagegen vom Gemeinderathe überreichten 
Recurs zurückzuweiſen befunden. Es wurden daher die Beanſtändeten 
zwei Wahlen des 3. Wahlkörpers als giltig anerkannt. M. G. 
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Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 1. Auguſt 1873, 3. 13.537, betreffend die 
Mittheilungen von Concursausſchreibungen über Unteroffieieren vorbehaltene Dienft- 
ſtellen an das Reichskriegsminiſterium. 


Im Vernehmen mit dem k. u. k. Rei tbskriegsminiſterium findet das Miniſte⸗ 
rium des Innern anzuordnen, daß die im Sinne des § 10 des Geſetzes vom 19. April 
1872 Nr. 60 auszufertigenden Concursausſchreibungen für einen vorbehaltenen 
Dienftpoften oder eine Beamtenſtelle, rückſichtlich welcher den Unteroffieieren der Vorzug 
eingeräumt tft, flet3 mit thunlichſter Beſchlennigung dem Reichskriegsminiſterium 
mitgetheilt, und der Bewerbungstermin von mindeſtens 4 Wochen, womöglich auf 
6 Wochen vom Tage des Einlangens derſelben bei dem genannten Miniſterium ſeſt⸗ 
geſtellt werde. 


— 


Erlaß des Miniſters des Innern v. 6. Auguſt 1873, 3. 13.636, betreffend Abände⸗ 
rung der Veſtimmungen über Behandlung der Staatsdepeſchen. 


Laut einer Mittheilung des Herrn Handelsminiſters vom 29. Juli d. J., 8. 
18.555 haben Seine k. u. k. Apoſt. Majeſtät mittelſt Allerhöchſter Entſchließung vom 
26. Mai d. J. die Einhebung der Telegraphengebühren mittelſt Staatstelegraphen⸗ 
Marken zu genehmigen geruht, in Folge deſſen dieſes Gebührenparceptionsmittel vom 
1. Auguſt d. J. an in Wirkſamkeit getreten iſt. (R. G. Bl. Bl. Nr. 127 und Nr. 
129 ıx 1873.) 

Mit Rückſicht hierauf erleiden vom obigen Termine an die dermaligen Beſtim⸗ 
mungen über die Behandlung der Staatsdepeſchen und beziehungsweiſe über die Ere⸗ 
ditirung der für ihre Beförderung entfallenden Telegraphengebühren die aus der in 
Abſchrift beiliegenden Verordnung erſichtlichen Abänderungen. 

Ich beehre mich Eure ... hievon mit dem Erfuchen in die Kennt niß zu ſetzen, 
die geeignete weitere Weiſung an die Unterbehörden gefälligſt erlaſſen zu wollen. 


Abänderung der Beſtimmungen über die Behandlung der Staats⸗ 
depeſchen. Zahl 18.555. 


Im Sinne der Juſtruction über die Behandlung, Evidenzhaltung und Ver⸗ 
rechnung der bei den k. k. Telegraphenſtationen aufgegebenen, angekommenen und 
tranſttirenden Telegramme vom 16. Juli 1873, Z. 20.183 (Tel. V. Bl. Seite 91. 
Jahrg. 1873), werden die mit Handelsminiſterialverordnung vom 17. October 1869, 
Z. 17.900-640, und der dazu gehörigen Vollzugsvorſchrift vom 24. October 1869, 
Z. 8434-T. (Tel. V. Bl. Nr. 21 und 22, Jahrg. 1869), kundgemachten beſonderen⸗ 
Beſtimmungen über die Behandlung der Staatsdepeſchen, wie folgt, abgeändert: 

1. Der § 3 der Handelsminiſtertalverordnung vom 17. October 1869, 
Z. 17.906-640, erhält folgende Fafſung: 

„Bei Staatsdepeſchen kann jedoch über Verlangen der aufgebenden Behörde 
und beziehungsweiſe der zur Aufgabe von Staatsdepeſchen ermächtigten Perſonen auch 
eine Creditirung der Gebühren gegen nachträgliche Abrechnung zwiſchen dem Handels⸗ 
miniſterium und jener Centralſtelle, welcher der Aufgeber und beziehungsweiſe die 
aufgebende Behörde unterſteht oder angehört, ftattfinden. Bei Privatdepeſchen kann 
die Gebührencreditirung nur vom Handelsminiſterium über Anſuchen des Aufgebers 
bewilligt werden.“ a 

2. In derſelben Verordnung iſt an Stelle der gegenwärtigen Beſtimmung über 
die Weiterbeförderung der Staatsdepeſchen unter Punkt 1 b) zu ſetzen: „mit Boten 
— bei Depeſchen mit Empfangs⸗Anzeige auf Koſten der Aufgabe und bei 
Depeſchen ohne Empfang sanzeige auf Koſten der Adreß behörde“; ferner find 
in der zu Punkt 1 b) gehörigen Bemerkung: „Wenn die Adreßbehörde die Boten⸗ 
gebühr nicht bar berichtigt, ſo hat die Creditirung der letzteren in gleicher Weiſe wie 
bei aufgegebenen Depeſchen ſtattzufinden“, die darauf folgenden Worte: „wobei der 
Depeſchen⸗Empfangsbeſcheinigungs⸗Coupon als Rechnungsbeleg zu dienen hat“ 
zu ftreichen. 

3. An Stelle der durch die Vollzugsvorſchrift vom 24. October 1869, 3. 8434-T., 
feſtgeſtellten Ausführungsbeſtimmungen zu § 3 und 4 der Verordnung vom 17. October 
1869, 3. 17.900-640, treten folgende Anordnungen: 

„Zu § 3. Zur Ausfertigung der aufgegebenen und angekommenen Staats⸗ 
telegramme find dieſelben Druckſorten zu verwenden, welche für telegraphiſche Privat⸗ 
correſpondenzen vorgeſchrieben ſind. 

Ueber die zur Aufgabe gelangenden Staatsdepeſchen iſt in jedem Falle die Ge⸗ 


bührenquittung auszufertigen und dem Aufgeber auszufolgen, es wäre denn, daß die 


Depeſchen frankirt und mittelft Zuſtellungsbuches an die Telegraphenſtation gelangen, 
und daß der Aufgeber gleichzeitig von der Erfolgung der Quittung abſieht. Wird die 
Aufgabe einer Depeſche unter der letzteren Vorausſetzung nur im Zuſtellungsbuche be⸗ 


ſtätigt, fo tft in dem letzteren auch die für die Depeſche bar oder in Marken entrichtete 


Befbrberungszebühr in Ziffern (über Verlangen des Aufgebers auch in Buchſtaben) 
anzugeben. 

Wenn die Beförderungsgebühren creditirt werden, fo iſt auf der betreffenden 
Quittung nicht allein der Umſtand, daß eine Gebühreucreditirung ſtattgefunden hat, 
ſondern auch die Höhe der ereditirten Gebühr deutlich erſichtlich zu machen. 

Bei allen creditirten Staatsdepeſchen iſt darauf zu achten, daß auf der Origi⸗ 
nalniederſchrift, und zwar in der Rubrik: „Adreſſe des Aufgebers“ die Behörde oder 
das Amt, in deren Intereſſe die Depeſche aufgegeben wird, genau bezeichnet ſei, wofern 
dies nicht ſchon aus dem betreffenden Amtsſiegel oder Stempel unzweifelhaft hervorgeht. 

Die Beſörderungsgebühren für die gegen Creditirung aufgegebenen Staats- 
depeſchen find im Abgangsregiſter als „ereditirte Gebuͤhren“ zu verrechnen. 

Die Abrechnung hierüber findet unmittelbar zwiſchen dem Handelsminiſterium 
und den betreffenden Centralſtellen auf Grund beſonderer, vom Telegraphen⸗Rech⸗ 
nungsdepartement des Handelsminiſteriums am Schluſſe eines jeden Monats zu ver⸗ 
faſſender Ausweiſe ſtatt, welche, mit den zugehörigen Depeſchen belegt, den betheiligten 
Behör den zur Prüfung und Liquidirung zugeſendet werden. 

Zu $ 4. Die Expreß⸗ und fonftigen Beſtellgebühren für jene Staatsdepeſchen 
ohne Empfangsanzeige, welche mit Poſt weiter geſendet werden, ſind von der Adreß⸗ 
behörde an die Poſtanſtalt zu bezahlen. 

Andere, von der Aufgabs⸗ oder Adreßbeherde zu entrichtende Weiterbeförde⸗ 
rungs- und ſonſtige Nachtragsgebühren werden bei Zuftellung der betreffenden Rück⸗ 
meldungs⸗ oder Originaldepeſche bar eingehoben, zu welchem Zwecke auf dem von dem 
Adreſſaten zu fertigenden Empfangſcheine, dann als Notiz auf der Adreſſe der Rück⸗ 
meldung und beziehungsweiſe Depeſche, der Betrag dieſer Gebühren vorzumerken iſt. 
Wenn die Creditlirung dieſer letzteren verlangt wird, ſo iſt von der zahlungspflichtigen 
Behörde auf dem Empfangſcheine folgende Beſtätigung beizufügen: Der Betrag. von 
. . fl. . kr. für Boten, reſpective Nachtragsgebühren wurde creditirt.” (Unter⸗ 
ſchrift und Siegel.) 

Der Empfangſchein dient als Beleg der bezüglichen Ausgabspoſt des Ein⸗ 
gangsregiſters und zur Abrechnung mit der zahlungspflichtigen Behörde, welche in 
derſelben Weiſe wie hinſichtlich der bei der Depeſchenaufgabe creditirten Beförderungs⸗ 
gebühren ſtattfindet. * 

Telegraphen⸗Dienſtdepeſchen, welche auf die im § 2, Punkt 6, der Verordnung 
vom 17. October 1869, 3. 17.900 — 640, bezeichneten Vorkommniſſe Bezug haben, 
können in Fällen, wenn Gefahr am Verzuge iſt, im Intereſſe der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt und unter Verantwortung der Telegraphen⸗Adreßſtation auf Koſten der Tele⸗ 
graphen verwaltung auch mit Boten oder Eſtafette weiter befördert werden.“ 

Dieſe Beſtimmungen haben am 1. Auguſt 1873 in Wirkſamkeit zu treten. 
von welchem Tage an die Creditirung der Telegraphirungs⸗ und ſonſtigen Nebenge⸗ 
bühren gegen Gebühren⸗Quittungs⸗ und beziehungsweiſe Empfangsbeſcheinigungs⸗ 
Coupons weder für Staats- noch für andere Tepeſchen mehr zuläfftg iſt. 

Wien, am 29. Juli 1873. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 16. Auguſt 1873, 3. 14.270, betreffend 
die Behandlung der verſiegelt zur Aufgabe gelangenden Staats⸗ und Privatdepeſchen. 

Im Anſchluſſe wird Euer eine Abſchrift der Verordnung des k. k. 
Handelsminiſteriums vom 11. Auguſt 1873, Z. 1232/9. M., betreffend die Behand⸗ 
lung der verſiegelt zur Aufgabe gelangenden Staats⸗ und Privatdepeſchen, mit dem 
Beifügen mitgetheilt, daß laut Eröffnung des k. k. Handels miniſteriums die Staats⸗ 
depeſchen ohne Ausnahme als regiſtrirte Telegramme behandelt werden müſſen, d. i. 
daß fie unmit'elbar zu Handen des Annahmebeamten aufgegeben, individuell verbucht, 
und unentgeltlich quittirt werden und daß die Beſtimmung des Art. 7 der Verordnung 
vom 14. Juli l. J., Z. 16.241 (R. G. Bl. Nr. 129) nur auf jene Depeſchen Bezug 
hat, welche wie gewöhnliche Briefe aufgegeben oder in die Depeſchen⸗Sammelkäſten 
eingelegt werden wollen. 


Abſchrift einer Verordnung des Handelsminiſteriums vom 11. 
Auguſt 1873, 3. 1232. M., betreffend die Behandlung der ver⸗ 
ſiegelt zur Aufgabe gelangenden Staats- und Privat depeſchen. 

Zur Wahrung des Depeſchengeheimniſſes findet das Handelsminiſterium unter 
Hinweiſung auf die Verordnungen vom 14. Juli 1873, 3. 16.241 (Teleg.-Ber.-BL. 
S. 55, Art. 7) und vom 29. Juli 1878, 3. 18.555 (Teleg.⸗Ver.⸗Bl. S. 137, Punkt 
3) anzuordnen, daß alle verfiegelt zur Aufgabe kommenden Staats- und Privatde⸗ 
peſchen keineswegs dem Ueberbringer zum Aufkleben der erforderlichen Telegraphen⸗ 
marken oder zu irgend einem anderen Zwecke ausgehändigt werden durfen, ſondern 
von dem annehmenden Telegraphenbeamten ſelbſt zu eröffnen und zu markiren find, 
wie dies ohnehin aus der Verordnung vom 16. Juli 1873, 3. 20.183 (Teleg.⸗Ver.⸗ 
Bl. S. 9, § 1) hervorgeht, wornach die Depeſchen auch verſiegelt zur Aufgabe gebracht 
werden können. 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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Erlaß des Miniſters des Innern vom 30. Auguſt 1873, 3. 14.393, betreffend zweck⸗ 
müßige Anlage der Sparcaſſen⸗Einlagsgelder. 


Es iſt beſonders neuerer Zeit die Bemerkung gemacht worden, daß manche 
Sparcaſſen einen, im Verhältniß zu ihren Einlagsgeldern zu greßen Theil derſelben 
auf Liegenſchaften leihen und dadurch feſtlegen. 

Bei einem ſolchen Vorgange können dieſe Sparcaſſen, wenn bei außerordent⸗ 
lichen Verhältniſſen und Kriſen Kündigungen von Einlagen im größeren Maße ſtatt⸗ 
finden ſollten, leicht in Verlegenheiten gerathen. 

Um nun dem zu entgehen und gegenüber größeren Kündigungen von Einlagen 
eine leichtere Beſchaffung von Baarmitteln alsbald zu ermöglichen, empfiehlt es ſich, 
daß die Sparcaſſen, inſoferne ſelbe ſtatutariſch hiezu berechtigt find, einen ausreichen⸗ 
den Theil der Einlagen in leicht realiſirbaren Werthen als mobile Reſerve anlegen 
Sparcaſſen, denen die ſtatutariſche Berechtigung hiezu mangelt, hätten ſich dieſe vor⸗ 
her zu erwirken. 

Das Zweckdienlichſte wäre in dieſer Beziehung, wenn die Sparcaſſen auf die 
frühere und oft nur durch den Anreiz anderweitiger höherer Fructificirung zum eige⸗ 
nen Nachtheil verlaſſene Uebung zurückgreifen und eine größere Quote ihrer Fonde in 
Partial⸗Hypotheken⸗Anweiſungen (Salinenſcheinen) placiren würden. Dieſe Art der 
Anlage gewährt, abgeſehen von der unbedingten Sicherheit, bei entſprechender Ab⸗ 
ſtufung der Verfallfriſten auch den beſouderen Vortheil, daß Barmittel ſtets flüſſig 
erhalten werden können. Auch wäre es der Finanzverwaltung auf dieſe Art eher möglich, 
bedrängten Sparcaffen die Escomprirung von P.⸗H.⸗Anweiſungen in ausnamsweiſen 
Fällen, je nach Maßgabe der verfügbaren Caſſamitteln und hiemit jene Hilfe zu ge⸗ 
währen, um die namentlich jetzt wieder die Finanz-Verwaltung mehrfach angegangen 
worden ift. 

Ich erſuche Euer hiernach die dortländigen Sparcaſſen in entſpre⸗ 
chender Weiſe verftändigen und die landesfürſtlichen Commiſſäre bei denſelben anwei⸗ 
fen zu wollen, daß ſelbe auf die Verwaltungsorgane der Eparcaffen bei jeder Gelegen⸗ 
heit in dieſem Sinne wirken. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die Uebertragung der provif. Leitung des k. und k. 
Generalconſulates in Liſſabon an den Conſul in Corfu Georg v. Martyrt und 
die Leitung des Conſulates in letztgedachter Stadt an Eugen v. Cförged bewilligt. 

Seine Majeftät haben dem Honorar⸗Legationsſecretär Alois Fürſten v. Lie ch⸗ 
tenſtein bei deſſen Ausſcheiden ans dem diplomatiſchen Dienſte den Titel eines Le. 
gationsſecretärs belaſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconecipiſten im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Dr. Johaun Ritter v. Spaun tarfrei Titet und Charakter eines 
Miniſterialſecretärs verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionschef im Finanzminiſterium Alois Moſer 
zum Gouverneur der k. k. priv. allgem. Bodenereditanſtalt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbergverwalter Florian Schneider in Klau⸗ 
fen tarfrei den Titel eines Bergrathes verliehen 

Seine Majeſtät haben den Schloßverwalter in Miramar zum Schloßhaupt⸗ 
mann in Prag ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Miniſterialconcipiſten Franz 
Feiherrn v. Werner zum Miniſterial⸗Viceſecretär und den nied. öſterr. Auscul⸗ 
tauten Dr. Karl Zeller zum Miniſterialconcipiſten im Miniſterium für Cultus und 
Unterricht ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkscommiſſär Ferdinand Schön zum 
Bezirkshauptmann in Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Ingenieur Karl Baubela zum Oberinge— 
nieur und den Bauadjuncten Friedrich Kraus zum Ingenieur für den Staatöbau- 
dienſt im Küſtenlande ernannt. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern hat den abſolvirten Stiftling 
der k. und k. orientaliſchen Akademie Eugen Ritter v. Kuezynski zum Conſular⸗ 
eleven ernanrt. 


Erledigungen. 


Secundararztesſtelle in Laibach mit 400 fl. Jahresremuneration, Natural⸗ 
wohnung, Kerzen⸗ und Holzdeputat, bis 15. December. (Amtsblatt Nr. 269.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle bei der Direction der adminiſtrativen Statiſtik mit 
600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 15. December. (Amtsbl. Nr. 269.) 

Eine, eventuell zwei Dinrniftenftellen mit dem Taggelde von je 1 fl. und einer 
Zulage von je 30 kr. 6. W. bei der Direction der adminiſtrativen Statiſtik, bis 
15. December. (Amtsblatt Nr. 269.) - 

Bezirkscommiſſärsſtelle bei der nied. öſterr. Statthalterei mit der neunten 
Rangsclaſſe, bis 10. December. (Amtsblatt Nr. 269.) 

Oberrechnungsrathsſtelle bei der Linzer Finanzoirection mit der ſiebenten 
Rangsclaſſe, bis 15 December. (Amtsblatt Nr. 269.) 

Forſtinſpectorsſtelle bei der ſchleſiſchen Landesregierung mit der achten Rangs⸗ 
992770 dem Reiiſepauſchale von 800 fl. jährlich, bis Ende December. (Amtsblatt 
Nr. 271. 

Forſtelevenſtellen bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection Gmunden mir 
500 fl. oder 600 fl. Adjutum jährlich, bis Ende December. (Amtsblatt Nr. 272.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


